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1. Einleitung 

Im Jahre 2013 wurde das Internet von der Bundeskanzlerin Angela Merkel als „Neu-
land“ bezeichnet (Tagesspiegel 2013). Dabei war das Internet auch zu dieser Zeit gar 
kein neuartiges Phänomen mehr, sondern bereits seit Jahrzehnten ein Wirtschaftsfak-
tor, der weltweit das Wirtschaftswachstum von Nationen anfeuerte. Doch nicht nur 
wirtschaftlich gilt das Internet als „Wirtschaftsmotor“ (Grün 2011): Das Internet war der 
Wegbereiter für die Digitalisierung, denn Industrie 4.0, Automatisierung, Blockchain, 
künstliche Intelligenz, 3D-Drucker etc. sind gar nicht realisierbar ohne eine funktionie-
rende Internetinfrastruktur.  

Dass das Internet die Rahmenbedingungen für die digitale Innovation schafft, bedeu-
tet nicht, dass es eine einheitliche Grundversorgung aller Interessenten mit leistungs-
fähiger Internetinfrastruktur gibt: Der Ausbau zukunftssicherer Glasfaserleitungen in 
Deutschland erfolgt langsamer als geplant (Kessler 2018). Kapazitätsengpässe sind 
regional unterschiedlich, sodass bei gegebener infrastruktureller Notwendigkeit 
zwecks Zuordnung knapper Internetzugänge ein ordnungspolitischer Eingriff durch 
den Staat notwendig erscheint.  

Auch moderne Gesellschaften wurden und werden durch das Internet maßgeblich 
verändert. Schon in den Anfangsphasen des Internets wurde über die Chancen und 
Risiken des Internets umfassend diskutiert (Hwang 2018): Die Optimisten sahen im 
Internet eine Möglichkeit zur Demokratisierung, zur Befähigung des Einzelnen zur 
Teilnahme an gesellschaftlicher Partizipation, zur Möglichkeit, sich in Gruppen zu or-
ganisieren und insgesamt zur Ausweitung individueller Freiheiten. Die Pessimisten 
sahen im Internet die Möglichkeit zur totalen Überwachung und Kontrolle, sei es durch 
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Regierungen, Unternehmen oder mächtige Interessengruppen. Auch mit Blick auf die 
Steuerung von Gesellschaften erscheint ein ordnungspolitischer Eingriff durch den 
Staat notwendig, um die Kollektivinteressen mit den Individualinteressen abzuglei-
chen. 

Die Qualität eines ordnungspolitischen Eingriffs des Staates entscheidet letztlich dar-
über, wie sich Wirtschaft und Gesellschaft im Kontext der gegenwärtigen Technolo-
giedynamik weiterentwickeln. Dabei geben nicht primär die technologischen Potenzi-
ale den einzuschlagenden Entwicklungspfad vor, sondern die menschlichen Einstel-
lungen und Entscheidungen im Hinblick auf die Nutzung dieser Technologien (Hwang 
2018). 

Obwohl das Internet ein globales Phänomen ist, wurde in den letzten Jahren deutlich, 
dass die Gestaltung des Internet eine nationale Herausforderung für einzelne Staaten 
oder Staatenverbünde ist und darüber hinaus eine regionale Aufgabe, was die Um-
setzung internetbezogener Digitalstrategien betrifft. Bedingt durch das Fehlen einer 
mächtigen globalen Institution fehlt eine global einheitliche ordnungspolitische Strate-
gie im Umgang mit dem Internet. Das führt zu unterschiedlichsten nationalen Strate-
gien, das Internet „steuern“ zu wollen, und darüber hinaus zu einer massiven Diver-
genz im Sinne eines Sich-Auseinanderentwickelns konkurrierender Steuerungsstrate-
gien. Das Internet hat offenbar in der Vergangenheit nicht dazu beigetragen, die nati-
onalen Grenzen aufzulösen (Svantesson 2006), sondern vielmehr dazu, Grenzen in 
der digitalen Welt zu verfestigen (Goldsmith/Wu 2008). Eine der in diesem Sinne au-
ßergewöhnlichsten Entwicklungen in Bezug auf das Internet ist sicherlich das Projekt 
„Goldener Schild“, umgangssprachlich als „die große Firewall“ Chinas bezeichnet, mit 
dem es der Volksrepublik China gelungen ist, im eigenen Land das gesamte Internet 
zu kontrollieren und zu regulieren (Deibert 2002). 

China ist nur eine der Nationen, die ordnungspolitisch in das Internet eingreifen. Viele 
andere Nationen sind seit vielen Jahren ebenfalls dabei, ihr nationales Internet strate-
gisch zu positionieren, und sie verfolgen dabei mehr oder weniger transparent eine 
ordnungspolitische Grundorientierung. Mögliche Ziele sind dann die Initiierung einer 
industriellen Revolution (beispielsweise Süd-Korea in den 1990er Jahren; Lee/Chan-
Olmsted 2004), die Stärkung der Zivilgesellschaft, die Erringung eines technologi-
schen Monopols oder die Sicherung der innenpolitischen Kontrolle der Bevölkerung. 

Deshalb ist es das Ziel dieses Beitrags, die verschiedenen strategischen ordnungs-
politischen Ausrichtungen dreier Länder, die zurzeit die ordnungspolitischen Extrem-
positionen markieren – nämlich China, die USA und Estland (Europa) – näher zu be-
trachten und zu analysieren. 

 

2. Ordnungspolitik im 21. Jahrhundert 

Das Ziel der Ordnungspolitik ist es, ein System von Regeln aufzubauen, die die Funk-
tionsfähigkeit des nationalen Wirtschaftssystems aufrechterhält. Die Steuerungsho-
heit liegt beim Staat. Die langfristig ausgerichteten Regeln gestalten die Wirtschafts-
ordnung und schaffen stabile Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. Vor allem wird 
von ihnen geregelt, welche Aufgaben des Wirtschaftsgeschehens der Staat über-
nimmt und welche Aufgaben dem Markt überlassen bleiben, um letztlich volkswirt-
schaftliche Effizienz unter den Rahmenbedingungen eines wie intendiert funktionie-
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renden Wirtschaftssystems zu erreichen (Ernste/Hüther 2011; Hüther 2018). Ord-
nungspolitik setzt eine Marktwirtschaft voraus, ist allerdings auch in hybrid-planwirt-
schaftlichen Systemen denkbar, dann allerdings mit anderen Ausprägungen. 

In Deutschland ist das vorherrschende Leitbild die soziale Marktwirtschaft. Es greift 
dabei die Forderung des Ordoliberalismus auf, Liberalismus, christliche Soziallehre 
und Sozialismus zu vereinen, so dass „die Freiheit durch einen starken Staat ge-
schützt, diszipliniert und gesichert wird“ (Ernste/Hüther 2011, S. 32). Diese Integration 
ist kein geschlossenes Konzept und kann erweitert werden, wenn sich die situativen 
Einflüsse ändern (Gabler Wirtschaftslexikon 2018). Es bleibt aber die Notwendigkeit, 
wirtschaftliche Macht mit individueller Freiheit in Einklang zu bringen: „Ordnungspolitik 
ist ein Ansatz, der den Staat dort stark macht, wo es zur Sicherung der Wettbewerbs-
ordnung für den Markt geboten ist“ (Hüther 2014, S. 3). 

Eine erste Frage, die sich stellt, ist, ob ein wirksames ordnungspolitisches Eingreifen 
durch einen Staat in der heutigen globalen, digitalen und miteinander vernetzten Welt 
überhaupt noch möglich ist oder ob die steuernden Eingriffe nicht „verpuffen“, sobald 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Akteure – unterstützt durch vielfältige physische 
und mentale Entgrenzungen – den Geltungsbereich der ordnungspolitischen Vorga-
ben schlichtweg verlassen und sich damit den Regelungen entziehen können. Und 
tatsächlich hat nicht allein die Existenz des Internet Grenzen (informatorische, kom-
munikative, mentale etc.) aufgelöst, sondern auch die Unternehmen haben in ihrem 
Streben nach neuen Märkten traditionelle Grenzen (des lokal begrenzten Einflusses, 
der Kooperationsmöglichkeiten, der Ressourcenbeschaffung, der Wertschöpfungslo-
giken etc.) geschliffen. Die heutige „Plattformökonomie“ oder die „Sharing Economy“ 
sind ohne das Herausschieben vormals bestehender Grenzen gar nicht denkbar (Ditt-
mann/Kuchinke 2015). Daraus entwickeln sich nach Haucap und Heimeshoff (2017, 
S. 3) folgende Herausforderungen für die Staaten: 

 Unternehmerische Machtkonzentration durch den Datenkapitalismus und den 
Plattformkapitalismus 

 Verlust in Bezug auf die informationelle Selbstbestimmung und die Kontrolle 
der Privatsphäre 

 Unterlaufen ordnungspolitischer Regulierungsstrukturen wie beispielsweise 
von Standards oder Steuergesetzen 

 Anstieg von prekären Arbeitsverhältnissen 

 Verlust der sozialen Interaktion und somit Senkung des Sozialkapitals 

Deutlich wird, dass viele Herausforderungen einen tiefgreifenden Einfluss auf die Ge-
sellschaft haben beziehungsweise haben werden und dies durch eine nachhaltig ori-
entierte Ordnungspolitik, die sich ihrer ursprünglichen Zielsetzung verpflichtet sieht, 
aufgegriffen werden muss. Hierbei geht es nicht allein darum, dass der Staat selbst 
für das Angebot beispielsweise nach Internet-Infrastruktur sorgt, sondern dass er zu-
dem Anreize setzt, damit die vorhandenen Potenziale aktiver als bislang genutzt und 
in Innovation umgesetzt werden (Haucap/Heimeshoff 2017, S. 22-28). 

Der Umgang mit Daten ist dabei schon heute ein umfassendes ordnungspolitisches 
Steuerungsproblem, gerade wenn man an wettbewerbsökonomische Konequenzen 
der Big-Data-Nutzung (Del Toro Barba 2018) oder an die Skandale von Facebook wie 
Sicherheitslücken und Weitergaben von Nutzerdaten (Rebiger 2018) denkt, die sich 
der ordnungspolitischen Steuerung zu entziehen scheinen. Auch die Frage der Be-
steuerung von Internet-Unternehmen in Bezug auf Ort und Höhe ist problematisch: 
Sollen Steuern dort gezahlt werden, wo die Daten erhoben werden, oder dort, wo die 
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Server stehen, oder dort, wo mit den Daten Geschäfte gemacht werden (van Lück 
2018)?  

Das Internet ist allerdings wirklich kein Neuland mehr, und in einigen Ländern sind 
ordnungspolitische Rahmenvorgaben mit Internetbezug schon vor Jahren eingeführt 
worden. Ein Sinnbild für eine solche Ordnungspolitik ist der Umgang mit der Netzneu-
tralität, also die Gewährleistung, dass Daten gleichberechtig und neutral im Internet 
übertragen werden und keine Daten bevorzugt (schneller übertragen) oder benachtei-
ligt (langsamer übertragen) werden. Hierbei ist die Netzneutralität, anders als bei-
spielsweise in den USA, in Europa gesetzlich geregelt, und zwar in der EU-Verord-
nung 2015/2120:  

„Mit dieser Verordnung sollen gemeinsame Regeln zur Wahrung der gleichbe-
rechtigten und nichtdiskriminierenden Behandlung des Datenverkehrs bei der 
Bereitstellung von Internetzugangsdiensten und damit verbundener Rechte der 
Endnutzer geschaffen werden. Mit der Verordnung sollen die Endnutzer ge-
schützt und es soll gleichzeitig gewährleistet werden, dass das ‚Ökosystem‘ des 
Internets weiterhin als Innovationsmotor funktionieren kann.” (EUR-Lex 2015)  

Diese Netzneutralität ist eine ordnungspolitische Einflussnahme und eine Regelung, 
die in die eine oder andere Richtung wirtschaftspolitische Konsequenzen hat. 

 

3. Alternative ordnungspolitische Steuerungsstrategien für das Internet 

Die Betrachtung der folgenden drei Länder China, USA und Estland (Europa) unter-
schiedliche Strategien zur nationalen Steuerung des Internets – seiner strategischen 
Instrumentalisierung, seiner Infrastruktur, seiner Nutzung – aufzeigen und damit Mög-
lichkeiten zur ordnungspolitischen Einflussnahme kritisch hinterfragen helfen. 

Jedes der ausgewählten Länder hat eine originäre ordnungspolitische Strategie im 
Umgang mit dem Internet, und alle drei Strategien zusammen markieren einige bereits 
erreichte Extrempunkte, die von den Pessimisten und Optimisten für das Internet An-
fang der 2000er Jahre prognostiziert wurden. 

 

3.1 China 

Im Kontext der Ordnungspolitik ist China ein Beispiel für eine umfassende Digitalisie-
rungsstrategie mit gesellschaftspolitischer Agenda. Das komplette Internet wird kon-
trolliert. In den vergangenen Jahren hat es China durch Unternehmen mit Quasi-Mo-
nopolstatus wie Tencent (soziale Netzwerke und Nachrichtendienste), Alibaba (Inter-
nethandel) und Baidu (Internet-Suchmaschine) geschafft, dass die chinesischen In-
ternetnutzerinnen und -nutzer einheitliche technologische Standards verwenden und 
dass technologische Fortschritte die Bevölkerung relativ schnell durchdringen. Da 
diese Unternehmen mit den chinesischen Behörden kooperieren (müssen), lassen 
sich ordnungspolitische Eingriffe wie das Filtern von Internetinhalten und die Lenkung 
von Internetanfragen auf bestimmte Seiten realisieren. 

Shenzhen, eine Sonderwirtschaftszone und chinesisches Zentrum der IT-Industrie, 
wurde vom Handelsblatt nicht zuletzt wegen des großflächigen Einsatzes von Ge-
sichtserkennungssoftware als die „Überwachungsstadt“ bezeichnet (Hua 2018). 
Durch die Kombination von internetbasierten Bewegungs-, Kaufverhaltens-, Krimina-
litäts- und weiterer Daten hat der chinesische Staat seit kurzem die Möglichkeit, aus 
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der Vielzahl an personenbezogenen Informationen ein umfangreiches Verhaltenspro-
fil zu generieren. Damit plant China, ein nationales „Sozialkreditsystem“ zu schaffen 
(Doctorow 2015). Das Sozialkreditsystem, das seit einigen Jahren in unterschiedli-
chen Formen und unterschiedlichen Regionen getestet wird, will moralisch konformes 
Handeln der Einwohner belohnen und somit flächendeckend ein vorauseilend gehor-
sames Verhalten befördern. Moralisch konformes Verhalten bedeutet hierbei ein Ver-
halten „im Sinne der Interessen der Regierung“. Die Ordnungspolitik wird also durch 
die Zusammenführung aller Daten und Datenquellen in einem einzigen Sozialkredit-
system durchgesetzt. Die Massenüberwachung führt zu gläsernen Bürgern und einer 
datengetriebenen Staatsführung (Helbing et al. 2017). 

In China sitzt zwar der Staat am längeren Hebel, doch auch die Unternehmen wie 
Tencent, Alibaba und Baidu sind inzwischen mächtig geworden. Die Ordnungspolitik 
des Staates kann zu Herausforderungen für die Unternehmen und ihre strategischen 
Geschäftsmodelle führen (die sich national und international bewähren müssen) und 
insgesamt zu instabilen Rahmenbedingungen für das Wirtschaftssystem als Ganzes. 
Die Diskussion über die Unabhängigkeit des Technologieunternehmens Huawei vom 
chinesischen Staatseinfluss und das US-amerikanische Embargo gegenüber dem Un-
ternehmen hat einen nachhaltigen Effekt (Beiersmann 2019): Möglicherweise werden 
internationale Absatzmärkte chinesischer Unternehmen langfristig eingeschränkt. Die 
Ordnungspolitik greift somit auch in das Tagesgeschäft chinesischer Unternehmen 
ein.  

 

3.2 USA 

Die USA orientieren sich stark am Marktprinzip und legen ihre Hoffnung auf die Selbst-
regulierung des Marktes anstatt auf die unmittelbare Intervention des Staates. Daten-
schutzbestimmungen gelten in den USA als nicht besonders streng. Diese ordnungs-
politische Strategie hat dazu geführt, dass aktuell die Unternehmen im Silicon Valley 
die globale Digitalisierung dominieren. Diese Entwicklung soll vor allem darauf basie-
ren, dass sich der Staat nicht eingemischt hat (Engel 2015) – selbst wenn dies ein 
wenig ungenau formuliert ist, da das Internet eine Erfindung des US-amerikanischen 
Militärs ist (Mowery/Simcoe 2002) und viele Fortschritte auf amerikanischer Militärfor-
schung basieren (Lesli 2000). Ordnungspolitisch jedoch greifen die USA als Staat sel-
ten in das Internet ein. Sie überlassen die Entwicklungen dem Markt, was man auch 
an der Aufhebung der Netzneutralität im Jahr 2018 erkennen kann (Collins 2018).  

Diese ordnungspolitische Marktüberlassung führt zu wirtschaftspolitischen Problemen 
wie beispielsweise dem möglichen Monopol des Breitbandanbieters Comcast (Bode 
2018). Weil das Internet von der „The-winner-takes-it-all-Strategie“ (Noe/Parker 2005) 
getrieben ist, entstanden in den USA ohne ein nennenswertes ordnungspolitisches 
Eingreifen überhaupt erst solche Megaunternehmen wie Google und Facebook. Ob 
dies eine nachhaltige nationale wirtschaftspolitische Strategie ist, muss man seit dem 
Datenskandal um „Cambridge Analytica“, das ohne Kenntnis der Betroffenen Daten 
von Facebookprofilen zur Beeinflussung von US-Wahlkämpfen nutzte, und seit der 
die institutionelle Verantwortung seines Unternehmens für Datenskandale verharmlo-
senden Aussage von Mark Zuckerberg, dem Vorstandsvorsitzendem von Facebook 
Inc., vor dem US-amerikanischen Kongress kritisch hinterfragen (Watson 2018). 
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Aktuell wird das Machtgefälle zwischen den mächtigen Unternehmen und dem sich 
zurücknehmenden Staat deutlich. Dies ist jedoch nur so lange der Fall, wie die natio-
nale Sicherheit nicht gefährdet scheint. Nur mühsam und unter Berufung auf den ers-
ten Zusatzartikel der amerikanischen Verfassung konnte sich Apple gegen die US-
Regierung beziehungsweise das FBI durchsetzen, die nach einem islamistischen At-
tentat ein iPhone entschlüsseln wollten (Selyukh 2016). Auch bei dem umfassenden 
Einsatz von Predictive Policing, also die Vorhersage zukünftiger Straftaten zwecks 
Erleichterung der Polizeiarbeit, werden die Rechte der Bürger und Unternehmen zum 
vermeintlichen Wohl der Nation ignoriert (Brayne/Rosenblatt/Boyd 2015). Die USA als 
Staat greifen also aktuell ordnungspolitisch aus wirtschaftlichen Gründen nicht in die 
Steuerung des Internets ein, solange die Unternehmen in bestimmten Situationen um-
fassend kooperieren. Diese ordnungspolitische Strategie und die damit verbundene 
Unsicherheit hat zumindest keinen positiven Effekt auf die Stabilisierung des ameri-
kanischen Wirtschaftsumfelds. 

 

3.3 Estland (Europa) 

Estland ist in Europa die „Vorzeigenation bei der Digitalisierung“ (Hofmeier/Schwiete-
ring 2017). Das Land hat sich vor allem im Kontext des eGovernment annähernd voll-
ständig digitalisiert. Estnische Bürgerinnen und Bürger können auf über 600 eGovern-
ment-Dienste zurückgreifen (Thomas, 2017). Gleichzeitig steht bereits in der Grund-
schule das Programmieren auf dem Lehrplan der Schülerinnen und Schüler (Hege-
mann, 2017). Kurz nach der Unabhängigkeit im Jahr 1991 war es eine ordnungspoli-
tische Entscheidung Estlands, auf die Digitalisierung zu setzen und sich dadurch wirt-
schaftlich zu positionieren. Hierbei wurde die Priorität auf die Verwaltung gesetzt; 
Schätzungen gehen davon aus, dass Estland durch die Digitalisierung Kosten in Höhe 
von zwei Prozent seines Bruttoinlandsprodukts einspart (Hofmeier/Schwietering 
2017). 

Das Internet ist der Treiber für das wirtschaftliche Wachstum in Estland und der Staat 
sieht sich dabei als ein Akteur, der die Digitalisierung aktiv vorantreibt. Vertragsab-
schlüsse, Krankenakten und sogar Wahlen werden über das Internet getätigt. Dabei 
geht die Regierung den Weg der Infrastrukturoptimierung, der Dezentralisierung und 
der Datentransparenz. Projekte wie „X-Road“, das von der estnischen Regierung und 
den estnischen Unternehmen gemeinsam entwickelt wurde, um Daten und Datenaus-
tausch gegen Manipulation und Löschung zu schützen, soll die unterschiedlichen Da-
tenbanken verbinden und gleichzeitig für den Bürger transparent machen (Jaffe 2016). 
Die ordnungspolitische Aufgabe ist dabei grundsätzlich getrieben von sozialen Bestre-
bungen: Der Bürger soll Vertrauen in die Digitalisierung entwickeln, um damit bereit-
willig in der digitalen Gesellschaft zu agieren. Die Digitalisierung der Verwaltung ist 
der Stellhebel für Estland, um ordnungspolitisch die Rahmenbedingungen für die Zu-
kunft zu schaffen. Doch im Gegensatz zu den bereits vorgestellten Ländern werden 
die Bürger und die Unternehmen als gleichberechtigte Partner angesehen. 

 

4. Diskussion 

Konfrontiert mit den Chancen und Risiken des technologischen Fortschritts, sehen 
viele Staaten im Internet eine Möglichkeit, Kontrolle auszuüben, Macht zu zentralisie-
ren und die in ihrem Einflussbereich befindlichen Wirtschaftsunternehmen ordnungs-
politisch wie auch gesellschaftspolitisch in die Schranken zu weisen. Diesen Trend 
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erkennt man in China, in Russland und auch in den USA (Jacobson 2017; Parker 
2017). Dieses ordnungspolitische Eingreifen ist, nach vielen Jahren der technologie- 
und kompetenzbedingten Machtlosigkeit, erst heute umsetzbar und damit auch verlo-
ckend. Es ist aber auch eine ordnungspolitische Abkehr von einer liberalen Wirt-
schaftspolitik. Deshalb wird es interessant sein zu sehen, wie sich die Situation gerade 
in den USA entwickelt, die wirtschafts- und gesellschaftspolitisch liberal sein wollen 
und auf marktliche Selbstregulatorik setzen, was allerdings mit dem parallel bestehen-
den Sicherheitsinteresse konfligiert (Statt 2017). In Europa hingegen erkennt man, 
zumindest in einigen Ländern, eine Tendenz zu einer sozialliberalen Ordnungspolitik, 
die die Dezentralisierung präferiert: sei es in Island, das ein sicherer Ort für Daten 
werden will (O’Brien 2014), sei es in Finnland, das den Zugang zum Breitband-Internet 
als Grundrecht ansieht (Epatko 2010). Die europäische Ordnungspolitik setzt hierbei 
auf die Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen, um große IT-Unternehmen, 
die ihre Marktmacht den Bürgerinnen und Bürgern gegenüber missbrauchen können, 
ein Gegengewicht entgegensetzen zu können, aber gleichzeitig auch, um technologi-
schen Fortschritt für sozialen Fortschritt zu instrumentalisieren. 

Wie soll also eine soziale Marktwirtschaft in der Digitalisierung aussehen? 

Aktuell scheint es, dass das chinesische oder das US-amerikanische Konzept die vor-
herrschende Marschrichtung für viele Nationen in der Welt sein wird. Die damit ver-
bundene ordnungspolitische Strategie wird zu einem „Big Brother“ führen; ob dieser 
Big Brother letztlich der Staat oder ein bis einige wenige Monopolunternehmen sein 
wird, wird vermutlich im wirtschaftlichen Wettbewerb entschieden. Hingegen besteht 
die Möglichkeit, dass sich eine Ordnungspolitik mit Fokus auf Datenschutz und Pri-
vatsphäre als erfolgreiche dritte Alternative positioniert. Die Länder in Europa können 
durch eine ausgewogene Steuerungsstrategie für das Internet im Sinne der Bürger 
und der Unternehmen willkürliches staatliches Eingreifen zu vermeiden versuchen. 

Im Gegensatz zur Ordnungspolitik in der Vergangenheit weist die Ordnungspolitik in 
der Digitalisierung einen viel umfassenderen und unmittelbareren Einfluss auf die Ge-
sellschaft auf. Daten sind mittlerweile allgegenwärtig und werden auch allgegenwärtig 
genutzt. Grundproblem bleibt die Abwägung von Ordnungspolitik mit Sicherheitspoli-
tik. Dass die Ordnungspolitik – und gerade diejenige mit einem hohen Anspruch an 
Dezentralität und Liberalität – hier einen zunehmen schweren Stand hat, erkennt man 
schon daran, dass Themen wie Predictive Policing selbst in Bayern auf dem Vor-
marsch sind (Egbert 2018) und dass das Argument mancher Sicherheitspolitiker, 
wenn man nichts zu verstecken habe, dann könne man auch seine Daten freigeben 
(Solove 2007), immer hörbarer wird. Diese Argumentation kann insbesondere dann 
gefährlich für eine liberale ordnungspolitische Grundposition werden, wenn sie im 
Zuge eines nationalen Krisenfalls, im dem sie zum Zuge kommt, schnell zur Gewohn-
heit werden kann und dann nicht mehr zurückgenommen wird. Somit besteht mit Be-
zug auf das Individuum ein Zielkonflikt zwischen Sicherheit und Privatsphäre (so der 
Apple-CEO Tim Cook in Kahney 2019). Aufgrund der alle Lebensbereiche durchdrin-
genden Digitalisierung sind die Auswirkungen der Ordnungspolitik noch intensiver mit 
den anderen Politikbereichen verflochten und deshalb ist die bewusste und demokra-
tisch bestimmte Ausgestaltung der Rahmenbedingungen notwendig, um stabile Rah-
menbedingungen für wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen zu gewähr-
leisten. 
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5. Fazit 

Es wird deutlich, dass der Umgang mit dem Internet der Kern einer ordnungspoliti-
schen Strategie ist. Die nationale Steuerung des Internets spiegelt das nationale Leit-
motiv wider, mit dem die digitale Zukunft gestaltet werden soll. Deshalb ist es essen-
ziell, heute bewusst zu überlegen, in was für einer Welt man in einigen Jahrzehnten 
leben will. Welche Wirkmächtigkeit ordnungspolitisch geprägte Steuerungsstrategien 
entfalten, erkennt man bei Early Adoptern wie Estland oder China, wo die massiven 
Auswirkungen auf die Gesellschaften sichtbar werden.  

Bei aller technologiegetriebenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Transforma-
tion: Ändern sich die grundlegenden ordnungspolitischen Spielregeln automatisch 
mit? Linnemann (2019) beharrt darauf, „die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft 
sind zeitlos gültig“. Was sich ändert, sind das wirtschaftliche und das gesellschaftliche 
Umfeld. Und vor allem ist die Durchsetzung ordnungspolitischer Vorstellungen eine 
Machtfrage. Beispiele wie China zeigen, dass die Unternehmen diesen Regeln folgen 
werden, weil sie es müssen. In den USA ist Widerstand gegen ein Zuviel an Übergrif-
figkeit möglich (gewesen). In Estland ist eine zivilgesellschaftliche Gemeinschaftsstra-
tegie der Versuch, Machtpotenziale auszubalancieren.  

Deutschland und Europa haben mit der Wahl ihres ordnungspolitischen Ansatzes, der 
in Explizitheit und Transparenznotwendigkeit noch aussteht, die Möglichkeit, konkret 
aufzuzeigen, für welches Internet, für welche Form des Wirtschaftens und für welche 
Form der Demokratie sie stehen wollen. Dabei wäre es ordnungspolitisch angemes-
sen, anstatt als Staat konkrete Lösungen auszugestalten, vielmehr die Rahmenbedin-
gungen (z. B.: „Dateneigentum verpflichtet.“) zu schaffen, innerhalb derer Unterneh-
men sowie Bürgerinnen und Bürger die digitale Zukunft lebenswert gestalten. 
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